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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 8
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 R 1554/17
Datum 26.04.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 BA 1763/18
Datum 25.10.2019

3. Instanz

Datum -

Die Berufungen der KlÃ¤ger zu 1 und 2 gegen das Urteil des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 26.04.2018 werden zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens Ã¼ber die
Versicherungspflicht des KlÃ¤gers zu 2 in der gesetzlichen Rentenversicherung
sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung aufgrund seiner TÃ¤tigkeit als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin zu 1 in der Zeit vom 01.04.2016 bis 24.08.2016.

Gegenstand des Unternehmens der am 04.06.1987 in der Rechtsform einer
Gesellschaft mit beschrÃ¤nkter Haftung (GmbH) gegrÃ¼ndeten und am 18.09.1987
ins Handelsregister eingetragenen KlÃ¤gerin zu 1 ist die Erbringung von Service-
und Dienstleistungen in verschiedenen Bereichen. Das Stammkapital betrÃ¤gt
26.000 EUR, das vom Alleingesellschafter A. S (kÃ¼nftig S.) erbracht wurde. Im
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Gesellschaftsvertrag der KlÃ¤gerin zu 1 (BlÃ¤tter 10 bis 17 RÃ¼ckseite (RS) der
Verwaltungsakte) ist insbesondere geregelt, dass die Gesellschaft durch einen oder
mehrere GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer vertreten wird, die von der BeschrÃ¤nkung des Â§Â§
181 BGB durch Gesellschafterbeschluss befreit werden kÃ¶nnen (Â§ 7 Nr. 1 und 3).
Die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sind verpflichtet, die GeschÃ¤fte der Gesellschaft in
Ã�bereinstimmung mit dem Gesetz, diesem Gesellschaftsvertrag in der jeweils
gÃ¼ltigen Fassung, sowie den BeschlÃ¼ssen der Gesellschaft zu fÃ¼hren (Â§ 8
Absatz 1). GesellschafterbeschlÃ¼sse Ã¼ber die Ã�nderung des
Gesellschaftsvertrages, betreffend den Abschluss von Beherrschungs- oder
GewinnabfÃ¼hrungsvertrÃ¤gen oder sonstigen UnternehmensvertrÃ¤gen,
betreffend Umwandlungen oder Verschmelzungen, betreffend die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung, insbesondere die Bestellung, Abschluss, Ã�nderung und
Beendigung von AnstellungsvertrÃ¤gen mit GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern bedÃ¼rfen der
Mehrheit von 75 % der Stimmen. Im Ã�brigen werden GesellschafterbeschlÃ¼sse
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht Gesetz oder
Gesellschaftsvertrag eine grÃ¶Ã�ere Mehrheit vorsehen. Je Euro 50,00 eines
GeschÃ¤ftsanteils gewÃ¤hrt eine Stimme (Â§ 11 Abs. 2 Satz 1 bis 3).

Der 1959 geborene KlÃ¤ger zu 2 wurde mit GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag vom
31.03.2016 (BlÃ¤tter 15 RS bis 17 RS der Verwaltungsakte) mit Wirkung ab
01.04.2016 zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin zu 1 bestellt. Im
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag wurde insbesondere zur VergÃ¼tung der
gesamten TÃ¤tigkeit eine VergÃ¼tung i.H.v. 36.000 EUR brutto jÃ¤hrlich
zuzÃ¼glich einer Tantieme i.H.v. 35 % des von ihm persÃ¶nlich entwickelten
Umsatzes, erhÃ¶ht fÃ¼r von ihm persÃ¶nlich der Gesellschaft zugefÃ¼hrten
Kunden um 20 % Punkte des von ihm persÃ¶nlich abgewickelten Umsatzes
vereinbart mit monatlicher Vorschusszahlung i.H.v. 1.500 EUR (Â§ 3 Abs. 1, 2, Â§ 4
Abs. 1, 2). Im Falle der Erkrankung oder sonstiger unverschuldeter
Dienstverhinderung werden dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer seine festen BezÃ¼ge
gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 fÃ¼r die Dauer von 6 Wochen fortbezahlt (Â§ 5 Abs. 1). Der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer hat zu beachten, welche GeschÃ¤fte gemÃ¤Ã� Satzung,
GeschÃ¤ftsordnung fÃ¼r die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung, Beschluss und/oder
entsprechend der Weisung der Gesellschafter als zustimmungspflichtig bezeichnet
sind und er hat die entsprechende Zustimmung vorab einzuholen. Die
Gesellschafter kÃ¶nnen zu jeder Zeit den Katalog der zustimmungspflichtigen
GeschÃ¤fte erweitern oder Ã¤ndern (Â§ 6 Abs. 1). Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist nicht
an die Einhaltung bestimmter Zeiten zur Erbringung seiner TÃ¤tigkeit gebunden,
hat aber grundsÃ¤tzlich mindestens zu den betriebsÃ¼blichen Arbeitszeiten tÃ¤tig
und im Betrieb anwesend zu sein, soweit er nicht Dienstreisen oder Ã�hnliches
wahrnimmt. Er ist jedoch verpflichtet, jederzeit, auch an Samstagen, Sonn- und
Feiertagen, fÃ¼r die Gesellschaft tÃ¤tig zu werden, sofern und soweit dies die
geschÃ¤ftlichen Belange der Gesellschaft erfordern (Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 und 3). Die
Ã�bernahme einer entgeltlichen oder unentgeltlichen NebentÃ¤tigkeit bedarf der
vorherigen Zustimmung der Gesellschafter, es sei denn, die NebentÃ¤tigkeit steht
im Widerspruch zu den Interessen der Gesellschaft. Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer darf
Ã�mter in Aufsichtsorganen anderer Gesellschaften nur nach vorheriger schriftlicher
Zustimmung der Gesellschaft Ã¼bernehmen (Â§ 7 Abs. 2). Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
hat jÃ¤hrlich einen Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub von 28 Werktagen. Bei
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der zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�igen Belange der
Gesellschaft zu berÃ¼cksichtigen. Lage und Dauer des Urlaubs ist zudem mit einer
von der Gesellschaft zu benennenden Person abzustimmen. Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
hat der Gesellschaft mitzuteilen, wie er im Urlaub jeweils kurzfristig erreichbar ist
(Â§ 9 Abs. 1). Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer hat auf Verlangen der Gesellschaft â��
insbesondere bei Beendigung des DienstverhÃ¤ltnisses, aber auch bei lÃ¤ngerer
Abwesenheit vom Unternehmen wie im Falle von KÃ¼ndigungen, Freistellung oder
Ã�hnlichem â�� sÃ¤mtliche Unterlagen, Urkunden, Aufzeichnungen, Notizen,
EntwÃ¼rfe oder hiervon gefertigte Durchschriften oder Kopien, gleichgÃ¼ltig auf
welchem DatentrÃ¤ger, an die Gesellschaft zurÃ¼ckzugeben. Bei Beendigung des
DienstverhÃ¤ltnisses hat er dies unaufgefordert zu tun (Â§ 13 Abs. 1).

Weiter schlossen der Gesellschafter S. der KlÃ¤gerin zu 1) als Hauptbeteiligter und
der KlÃ¤ger zu 2) als Unterbeteiligter den Unterbeteiligungsvertrag vom 31.03.2016
(BlÃ¤tter 7 bis 9 RS der Verwaltungsakte). Nach dieser Vereinbarung ist
insbesondere der Unterbeteiligte im InnenverhÃ¤ltnis so gestellt, als hielte dieser in
HÃ¶he seines Unterbeteiligtenanteils einen GeschÃ¤ftsanteil unmittelbar an der
GmbH. Dabei gelten die Vorschriften in dem Gesellschaftsvertrag der GmbH fÃ¼r
den Hauptbeteiligten, soweit sie fÃ¼r ihn anwendbar und rechtlich zulÃ¤ssig sind,
auch fÃ¼r den Unterbeteiligten im InnenverhÃ¤ltnis, falls die nachfolgenden
Vereinbarungen nicht ausdrÃ¼cklich andere Regelungen enthalten (Â§ 1 Abs. 1).
Der Hauptbeteiligte rÃ¤umt dem Unterbeteiligten am Gesellschaftsanteil eine
Unterbeteiligung i.H.v. 260 EUR ein. Damit stehen dem Unterbeteiligten rechnerisch
ein Prozent aller Gesellschaftsanteile der GmbH zu (Â§ 1 Abs. 3). Die
Unterbeteiligung ist eine Innengesellschaft auf der Grundlage von Â§Â§ 705 ff BGB
zwischen dem Hauptbeteiligten und dem Unterbeteiligten. Rechtsbeziehungen
zwischen dem Unterbeteiligten und der Hauptgesellschaft sowie deren
GeschÃ¤ftspartner werden nicht begrÃ¼ndet (Â§ 1 Abs. 4). Der Vertrag beginnt am
01.04.2016 und ist auf unbestimmte Zeit abgeschlossen (Â§ 2 Abs. 1 S. 1). Eine
KÃ¼ndigung ist nur zulÃ¤ssig unter Einhaltung einer Frist von 6 Monaten zum
Schluss des GeschÃ¤ftsjahres, frÃ¼hestens zum 31.12.2021 (Â§ 2 Abs. 2 S. 1).
Entscheidungen in der Gesellschafterversammlung der Innengesellschaft werden
ausschlieÃ�lich einstimmig geschlossen. Erzielen die Vertragsparteien keine
Einigung, trifft der Hauptbeteiligte in der Gesellschafterversammlung der GmbH
keinen Beschluss (Â§ 9 Abs. 3).

Am 13.05.2016 beantragte der KlÃ¤ger zu 2 bei der Beklagten die Feststellung
seines sozialversicherungsrechtlichen Status.

Nach AnhÃ¶rung der KlÃ¤ger zu 1 und 2 (Schreiben der Beklagten vom 15.06.2016
und Schriftsatz des ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤ger vom 08.07.2016 und
22.07.2016) stellte die Beklagte mit gegenÃ¼ber den KlÃ¤gern ergangenen
Bescheiden vom 09.09.2016 fest, dass die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers zu 2 als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin zu 1 seit dem 01.04.2016 im Rahmen eines
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ausgeÃ¼bt werde. In dem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bestehe Versicherungspflicht in der
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung. Die
Versicherungspflicht beginnt am 01.04.2016. In der Krankenversicherung und der
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sozialen Pflegeversicherung bestehe keine Versicherungspflicht.

Gegen den "der Mandantin am 14.09.2016 zugegangenen" Bescheid vom
09.09.2016 erhob der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger zu 1 und 2 am
14.10.2016 Widerspruch. Er machte zur BegrÃ¼ndung geltend, es liege kein
abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers zu 2 vor. Der KlÃ¤ger zu 2
habe die MÃ¶glichkeit der freien Gestaltung der Arbeitszeit, der freien Wahl seines
Arbeitsortes und unterliege keinerlei Weisungen, wie die TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt
werden solle, was eindeutig gegen ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
spreche. Der KlÃ¤ger zu 2 unterliege keinem Weisungsrecht und Direktionsrecht der
Gesellschaft. Neben seiner jÃ¤hrlichen VergÃ¼tung i.H.v. 36.000 EUR erhalte der
KlÃ¤ger zu 2 eine erfolgsabhÃ¤ngige Tantieme. Der KlÃ¤ger zu 2 trage auch ein
Unternehmensrisiko, wenn er als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ausfalle und somit einen
Ã¼berwiegenden Teil seiner VergÃ¼tung wegfalle. Der KlÃ¤ger zu 2 habe die
MÃ¶glichkeit, seine Leistung auf dem Markt unternehmerisch, d.h. gegenÃ¼ber
mehreren Auftraggebern anzubieten, was bedeute, dass er als selbststÃ¤ndig
TÃ¤tiger durch ein erfolgreiches Auftreten am Markt seine VergÃ¼tung zu steigern
vermag, aber auch das wirtschaftliche Risiko trage. Ein Indiz fÃ¼r eine
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers zu 2 sei, dass die Annahme bestimmter
AuftrÃ¤ge abgelehnt werden kÃ¶nne und keine Eingliederung in die
Arbeitsorganisation des Weisungsgebers erfolge. Der am 31.03.2016 geschlossene
Unterbeteiligungsvertrag bedÃ¼rfe keiner notariellen Beurkundung. Eine
KÃ¼ndigung sei erstmals am 31.12.2021 mÃ¶glich. GemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs. 3 des
Unterbeteiligungsvertrages kÃ¶nne der Hauptgesellschafter ohne Zustimmung des
KlÃ¤gers zu 2 keine Entscheidung alleine treffen. Der KlÃ¤ger zu 2 kÃ¶nne damit
maÃ�geblichen Einfluss auf die Gesellschaft und die Entscheidungsfindung nehmen,
wodurch er ein unternehmerisches Risiko trage. Des Weiteren werde eine
Urlaubsabgeltung nicht gewÃ¤hrt und der KlÃ¤ger zu 2 sei vom
Selbstkontrahierungsverbot gemÃ¤Ã� Â§ 181 BGB befreit. Am 03.08.201016 sei die
Satzung in Â§ 11 Ziffer 2 (GesellschafterbeschlÃ¼sse) dahin geÃ¤ndert worden,
dass alle BeschlussgegenstÃ¤nde der Gesellschafterversammlung der
Einstimmigkeit bedÃ¼rften. Zudem habe der KlÃ¤ger zu 2 am 03.08.2016 einen
GeschÃ¤ftsanteil an der Gesellschaft erworben. Seit dem Erwerb der Anteile und der
SatzungsÃ¤nderung kÃ¶nne der KlÃ¤ger zu 2 mithin seinen Willen in der
Gesellschafterversammlung jederzeit durchsetzen und ihm nicht genehme
Entscheidungen verhindern. Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger legte hierzu
notarielle Urkunden des Notariats III Karlsruhe-Durlach 3 UR 1552/2016, 3 UR
1550/2016 und 3 UR 1551/2016 jeweils vom 03.08.2016 sowie 3 UR 1573/2016 vom
04.08.2016 vor. Die VerÃ¤nderungen wurden am 25.08.2016 in das Handelsregister
beim Amtsgericht Mannheim eingetragen.

Im Hinblick auf die vom KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten mitgeteilte SatzungsÃ¤nderung
und dem Erwerb von Gesellschaftsanteilen durch den KlÃ¤ger zu 2 hob die Beklagte
mit Bescheiden vom 05.01.2017 (den KlÃ¤gern zu 1 und 2 am 05.01.2017
Ã¼bersandt) die Bescheide vom 09.09.2016 fÃ¼r die Zeit ab 25.08.2016 auf und
stellte fest, dass die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers zu 2 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer seit dem
25.08.2016 bei der KlÃ¤gerin zu 1 nicht im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses im Sinne der Sozialversicherung ausgeÃ¼bt werde.
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Mit Schriftsatz vom 13.01.2017 teilte der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger mit,
dass der Widerspruch mit dem Antrag, auch hinsichtlich der Zeit ab 01.04.2016
festzustellen, dass der KlÃ¤ger zu 2 nicht der Versicherungspflicht unterliege,
weiterverfolgt werde und trug zur Sache weiter vor (Schriftsatz vom 06.03.2017).

Mit (an die KlÃ¤gerin zu 1 adressiertem) Widerspruchsbescheid vom 03.04.2017
wies die Beklagte den Widerspruch gegen den Bescheid vom 09.09.2016, soweit
ihm nicht durch den Bescheid vom 05.01.2017 abgeholfen worden ist, zurÃ¼ck. Der
Widerspruchsbescheid ist dem ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin zu 1 am
06.04.2017 zugegangen. Ein Widerspruchsbescheid an den KlÃ¤ger zu 2 ist nicht
ersichtlich.

Hiergegen erhoben die KlÃ¤ger durch ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten am
08.05.2017 (einem Montag) Klage beim Sozialgericht Karlsruhe (SG). Zur
BegrÃ¼ndung wurde vorgetragen, ausweislich Â§ 9 des Unterbeteiligungsvertrages
vom 31.03.2016 kÃ¶nne der KlÃ¤ger zu 2 im Ergebnis auf der Ebene der
Innengesellschaft stets ihm nicht genehme Entscheidungen blockieren. Die
KlÃ¤gerin zu 1 gehe davon aus, dass der KlÃ¤ger zu 2 bereits seit dem 01.04.2016
keiner abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung nachgegangen sei. Ein
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sei ausgeschlossen, wenn ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
aufgrund seiner Gesellschafterstellung maÃ�geblichen rechtlichen und
tatsÃ¤chlichen Einfluss auf die Willensbildung der Gesellschaft besitze und
Einzelanweisungen jederzeit verhindern kÃ¶nne. Ohne dies zu belegen meine die
Beklagte, der KlÃ¤ger zu 2 sei kein Unterbeteiligter sondern ein stiller
Gesellschafter. Eine Unterbeteiligung sei eine Gesellschaft bÃ¼rgerlichen Rechts
(GbR) in Form einer Innengesellschaft. Der Unterbeteiligte erhalte damit eine
mitgliedschaftliche Rechtsposition. Dabei sei handlungsbefugt gegenÃ¼ber der
Hauptgesellschaft zwar nur der Hauptbeteiligte, er sei im InnenverhÃ¤ltnis zum
Unterbeteiligten jedoch an die Weisungen der Gesellschafterversammlung dieser
Innengesellschaft gebunden. Zusammenfassend kÃ¶nne bei einer Unterbeteiligung
zwar in der Gesellschafterversammlung der Hauptgesellschaft nur der
Hauptgesellschafter eine Stimme abgeben, dÃ¼rfte dies aber nur, wenn er zuvor im
Einvernehmen mit dem Untergesellschafter hergestellt habe. Komme dies nicht
zustande, dÃ¼rfe der Hauptbeteiligte keine Stimme in der
Gesellschafterversammlung abgeben. In der Praxis kÃ¶nne der KlÃ¤ger zu 2 seit
dem 01.04.2016 als alleiniger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer die KlÃ¤gerin zu 1 allein leiten.
Sei S. mit MaÃ�nahme nicht einverstanden, mÃ¼sse er, wenn er diese unterbinden
wolle, zunÃ¤chst eine Entscheidung der Gesellschafterversammlung der
Innengesellschaft herbeifÃ¼hren. Dort kÃ¶nne der KlÃ¤ger zu 2 die Zustimmung zu
einer Weisung verweigern und damit im Ergebnis unangenehme Weisungen
jederzeit blockieren. Entscheidungen auf der Ebene der Gesellschaft des
bÃ¼rgerlichen Rechts erforderten eine Einstimmigkeit auf der Ebene der
Gesellschaft des bÃ¼rgerlichen Rechts. Da die Gesellschaft des bÃ¼rgerlichen
Rechts alleinige Gesellschafterin der KlÃ¤gerin zu 1 sei, komme es auf die Regelung
im Gesellschaftsvertrag nicht an. Ein Gesellschaftsvertrag einer Gesellschaft
bÃ¼rgerlichen Rechts bedÃ¼rfe zu seiner Wirksamkeit keiner notariellen
Beurkundung.
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Die Beklagte trat der Klage entgegen.

Mit Beschluss vom 14.11.2017 lud das SG die Beigeladenen zu 1 bis 3 bei.

Mit Urteil vom 26.04.2018 wies das SG die Klage ab.

Gegen das den KlÃ¤gern Ã¼ber ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten am 11.05.2018
zugestellte Urteil haben die KlÃ¤ger am 16.05.2018 Berufung beim
Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt. Die KlÃ¤ger haben zur
BegrÃ¼ndung vorgetragen, das SG weise zutreffend darauf hin, dass fÃ¼r die
Frage, ob ein abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vorliege, es darauf
ankomme, in welchem Umfang der KlÃ¤ger zu 2 in der Gesellschafterversammlung
der KlÃ¤gerin zu 1 seinen Willen habe durchsetzen kÃ¶nnen. Der KlÃ¤ger zu 2 habe
die rechtliche MÃ¶glichkeit gehabt, Weisungen jederzeit zu verhindern. Aus dem
Unterbeteiligungsvertrag, in welchem die Innengesellschaft errichtet worden sei, die
alleinige Gesellschafterin der KlÃ¤gerin zu 1 sei, sei der Grundsatz der
Einstimmigkeit fÃ¼r alle Entscheidungen vorgesehen. Somit habe der KlÃ¤ger zu 2
ab dem 01.04.2016 in der Innengesellschaft alle ihm nicht genehmen Weisungen,
die in der Gesellschafterversammlung der KlÃ¤gerin zu 1 erteilt werden sollten,
wirksam verhindern kÃ¶nnen. Im Ergebnis unterliege der KlÃ¤ger zu 2 keinen
Weisungen in seiner TÃ¤tigkeit und sei daher von der Sozialversicherungspflicht in
allen Zweigen der gesetzlichen Sozialversicherung befreit. Das SG meine, dass
Minderheitsrechte nur dann von Bedeutung seien, wenn diese im
Gesellschaftsvertrag vereinbart worden seien. Es verkenne, dass der
Unterbeteiligungsvertrag gerade ein Gesellschaftsvertrag sei, fÃ¼r den gesetzlich
keine Form vorgeschrieben sei.

Die KlÃ¤ger zu 1 und 2 beantragen sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 26.04.2018 und die Bescheide der Beklagten vom 09.09.2016 in der
Fassung der Bescheide vom 05.01.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 03.04.2017 aufzuheben und festzustellen, dass die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers zu
2 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin zu 1 ab dem 01.04.2016 nicht in einem
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis im Sinne des Sozialversicherungsrechts
ausgeÃ¼bt wird, hilfsweise, die Revision zuzulassen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hat zur BegrÃ¼ndung vorgetragen, aus der BerufungsbegrÃ¼ndung
ergÃ¤ben sich keine GrÃ¼nde fÃ¼r eine StandpunktÃ¤nderung. ErgÃ¤nzend werde
darauf hingewiesen, dass nach der Rechtsprechung des BSG aufgrund der
gebotenen Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher
TatbestÃ¤nde die aufgrund des Gesellschaftsvertrages bestehende Rechtsmacht
entscheidend sei.

Die Beigeladenen zu 1 bis 3 haben keinen Antrag gestellt.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.
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Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhaltes sowie des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die angefallenen Gerichtsakten erster und zweiter Instanz sowie
auf einen Band Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach den Â§Â§ 143, 144, 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und
fristgerecht eingelegten Berufungen der KlÃ¤ger, Ã¼ber die der Senat gemÃ¤Ã� Â§
124 Abs. 2 SGG mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
entschieden hat, sind statthaft und zulÃ¤ssig. Die Berufungen sind jedoch
unbegrÃ¼ndet. Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide der Beklagten vom
09.09.2016 in der Fassung des Bescheide vom 05.01.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.04.2017, mit denen die Beklagte gegenÃ¼ber den
KlÃ¤gern zu 1 und 2 festgestellt hat, dass die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers zu 2 als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin zu 1 ab dem 01.04.2016 bis 24.08.2016 in einem
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit Versicherungspflicht in der
Rentenversicherung sowie nach dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung ausgeÃ¼bt wird,
ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen die KlÃ¤ger nicht in ihren Rechten. Das
angefochtene Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe ist nicht zu beanstanden.

Der Senat hat den Berufungsantrag der KlÃ¤ger nach ihrem erkennbaren Begehren
sachdienlich gefasst.

Nicht Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreites ist, ob eine Versicherungspflicht
des KlÃ¤gers zu 2 auch in der Kranken- und Pflegeversicherung besteht, da die
Beklagte Versicherungspflicht fÃ¼r diese Versicherungszweige nicht festgestellt
hat. Weiter ist nicht Gegenstand des Rechtsstreites, ob der KlÃ¤ger zu 2 fÃ¼r die
Zeit ab 25.08.2016 im Rahmen eines abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
im Sinne der Sozialversicherung fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 1 ausgeÃ¼bt hat, nachdem
die Beklagte mit Bescheiden vom 05.01.2017 die Bescheide vom 09.09.2016 fÃ¼r
die Zeit ab 25.08.2016 aufgehoben und festgestellt hat, dass diese TÃ¤tigkeit seit
dem 25.08.2016 nicht im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses im Sinne der Sozialversicherung ausgeÃ¼bt wird.

Der streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid ist nicht formell rechtswidrig.

Die KlÃ¤ger wurden jeweils vor dem Erlass der streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide
ordnungsgemÃ¤Ã� angehÃ¶rt.

Die Beklagte war zur Entscheidung Ã¼ber den Antrag des KlÃ¤gers zu 2 auch
berufen. Nach Â§ 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV kÃ¶nnen die Beteiligten schriftlich eine
Entscheidung beantragen, ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt, es sei denn, die
Einzugsstelle oder ein anderer VersicherungstrÃ¤ger hat im Zeitpunkt der
Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststellung einer BeschÃ¤ftigung
eingeleitet. FÃ¼r eine solche Statusfeststellung ist nach Â§ 7a Abs. 1 Satz 3 SGB IV
die Beklagte zustÃ¤ndig, nicht die nach Â§ 28h Absatz 2 Satz 1 SGB IV zur
Entscheidung berufene Einzugsstelle. Einen solchen Antrag auf Statusfeststellung
hat der KlÃ¤ger zu 2 bei der Beklagten gestellt. Ein vorheriges Verfahren zur

                             7 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/124.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/124.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/28h.html


 

Feststellung einer BeschÃ¤ftigung durch einen anderen VersicherungstrÃ¤ger oder
die Einzugsstelle ist nicht ersichtlich.

Im Rahmen einer Statusfeststellung nach Â§ 7a Absatz 1 Satz 1 SGB IV darf sich die
Beklagte nicht darauf beschrÃ¤nken, eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung oder
zusÃ¤tzlich eine daraus folgende Versicherungspflicht "dem Grunde nach"
festzustellen. Dies kÃ¤me einer unzulÃ¤ssigen Elementenfeststellung gleich. Die
Beklagte muss vielmehr, um einen Lebenssachverhalt zum Rechtsbegriff der
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung zuzuordnen, das konkrete RechtsverhÃ¤ltnis
bezeichnen, an das sozialrechtlich angeknÃ¼pft werden soll, auch Aussagen
darÃ¼ber treffen, in welchen Zweigen der Sozialversicherung die festgestellte
BeschÃ¤ftigung im jeweiligen Feststellungszeitraum zur Sozialversicherung
gefÃ¼hrt hat (vgl. BSG, Urteile vom 11.03.2009 â�� B 12 R 11/07 R -, SozR 4-2400
Â§ 7a Nr. 2 und vom 04.06.2009 â�� B 12 R 6/08 R -, jeweils juris). Dem werden die
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide gerecht.

Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide sind auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig.

Nach Â§ 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV kÃ¶nnen die Beteiligten schriftlich eine
Entscheidung der nach Â§ 7a Abs. 1 Satz 3 SGB IV zustÃ¤ndigen Beklagten
beantragen, ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt, es sei denn, die Einzugsstelle oder ein
anderer VersicherungstrÃ¤ger hatte im Zeitpunkt der Antragstellung bereits ein
Verfahren zur Feststellung einer BeschÃ¤ftigung eingeleitet. Die Beklagte
entscheidet aufgrund einer GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde, ob eine
BeschÃ¤ftigung vorliegt (Â§ 7a Abs. 2 SGB IV). Das Verwaltungsverfahren ist in Abs.
3 bis 5 der Vorschrift geregelt. Â§ 7a Abs. 6 SGB IV regelt in Abweichung von den
einschlÃ¤gigen Vorschriften der einzelnen Versicherungszweige und des SGB IV den
Eintritt der Versicherungspflicht (Satz 1) und die FÃ¤lligkeit des
Gesamtsozialversicherungsbeitrags (Satz 2). Mit dem rÃ¼ckwirkend zum
01.01.1999 durch das Gesetz zur FÃ¶rderung der SelbstÃ¤ndigkeit vom 20.12.1999
(BGBl 2000 I S 2) eingefÃ¼hrten Anfrageverfahren soll eine schnelle und
unkomplizierte MÃ¶glichkeit zur KlÃ¤rung der Statusfrage erreicht werden; zugleich
sollen divergierende Entscheidungen verhindert werden (BT-Drs. 14/185 S 6).

Personen, die gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind, unterliegen grundsÃ¤tzlich
u.a. in der Renten- und Arbeitslosenversicherung der Versicherungs- bzw.
Beitragspflicht (Â§ 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, Â§ 25 Abs. 1 SGB III). Nach Â§ 7 Abs. 1 SGB
IV ist BeschÃ¤ftigung die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere in einem
ArbeitsverhÃ¤ltnis. Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG (BSG vom
24.01.2007 â�� B 12 KR 31/06 R -, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 7; vom 04.07.2007 â�� B
11a AL 5/06 R -, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 8) setzt eine BeschÃ¤ftigung voraus, dass der
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber persÃ¶nlich abhÃ¤ngig ist. Bei einer BeschÃ¤ftigung
in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der BeschÃ¤ftigte in den Betrieb
eingegliedert ist und er dabei Zeit, Dauer, Ort und Art der AusfÃ¼hrung
umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Diese
Weisungsgebundenheit kann â�� vornehmlich bei Diensten hÃ¶herer Art â��
eingeschrÃ¤nkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess"
verfeinert sein. DemgegenÃ¼ber ist eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit vornehmlich
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durch das eigene Unternehmerrisiko, das Vorhandensein einer eigenen
BetriebsstÃ¤tte, die VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die eigene Arbeitskraft und
die im Wesentlichen frei gestaltete TÃ¤tigkeit und Arbeitszeit gekennzeichnet. Ob
jemand abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt oder selbststÃ¤ndig tÃ¤tig ist, richtet sich
ausgehend von den genannten UmstÃ¤nden nach dem Gesamtbild der
Arbeitsleistung und hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale Ã¼berwiegen.
Ausgangspunkt fÃ¼r die Beurteilung ist demnach zunÃ¤chst das
VertragsverhÃ¤ltnis der Beteiligten, so wie es sich aus den von ihnen getroffenen
Vereinbarungen ergibt oder sich aus ihrer gelebten Beziehung erschlieÃ�en lÃ¤sst
(LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 18.07.2013 â�� L 11 R 1083/12 -).

Das Gesamtbild bestimmt sich nach den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen.
TatsÃ¤chliche VerhÃ¤ltnisse in diesem Sinne sind die rechtlich relevanten
UmstÃ¤nde, die im Einzelfall eine wertende Zuordnung zum Typus der abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung erlauben. Ob eine BeschÃ¤ftigung vorliegt, ergibt sich aus dem
VertragsverhÃ¤ltnis der Beteiligten, so wie es im Rahmen des rechtlich zulÃ¤ssigen
tatsÃ¤chlich vollzogen worden ist. Ausgangspunkt ist daher zunÃ¤chst das
VertragsverhÃ¤ltnis der Beteiligten, so wie es sich aus den von ihnen getroffenen
Vereinbarungen ergibt oder sich aus ihrer gelebten Beziehung erschlieÃ�en lÃ¤sst.
Eine im Widerspruch zu ursprÃ¼nglich getroffenen Vereinbarungen stehende
tatsÃ¤chliche Beziehung und die sich hieraus ergebende Schlussfolgerung auf die
tatsÃ¤chlich gewollte Natur der Rechtsbeziehung gehen der nur formellen
Vereinbarung vor, soweit eine â�� formlose â�� Abbedingung rechtlich mÃ¶glich ist.
Umgekehrt gilt, dass die NichtausÃ¼bung eines Rechts unbeachtlich ist, solange
diese Rechtsposition nicht wirksam abbedungen ist. Zu den tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnissen in diesem Sinne gehÃ¶rt unabhÃ¤ngig von ihrer AusÃ¼bung auch
die einem Beteiligten zustehende Rechtsmacht (BSG 08.08.1990, 11 RAr 77/89,
SozR 3-2400 Â§ 7 Nr. 4; BSG 08.12.1994, 11 RAr 49/94, SozR 3-4100 Â§ 168 Nr. 18).
In diesem Sinne gilt, dass die tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse den Ausschlag geben,
wenn sie von Vereinbarungen abweichen (BSG vom 01.12.1977 â�� 12/3/12 RK
39,74 -, BSGE 45, 199, 200 ff; BSG vom 04.06.1998 â�� B 12 KR 5/97 R, SozR
3-2400 Â§ 7 Nr. 13; BSG vom 10.08.2000 â�� B 12 KR 21/98 R -, BSGE 87, 53, 56 = 
SozR 3-2400 Â§ 7 Nr. 15; jeweils m.w.N.). MaÃ�geblich ist die Rechtsbeziehung so
wie sie praktiziert wird und die praktizierte Beziehung so wie sie rechtlich zulÃ¤ssig
ist (vgl. hierzu insgesamt BSG 29.08.2012, B 12 KR 25/10 R, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr.
17 und B 12 KR 14/10 R, juris).

Ob ein GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH zu dieser in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis steht, ist ebenfalls nach den oben dargelegten
GrundsÃ¤tzen zu beurteilen (vgl. zum Minderheitsgesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
einer GmbH BSG vom 11.11.2015 â�� B 12 KR 10/14 R -, SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 28).
Der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH ist weder wegen seiner Organstellung noch
deshalb von einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung ausgeschlossen. Unerheblich ist
auch, dass er gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 1 Satz 3 Arbeitsgerichtsgesetz (ArbGG) nicht als
Arbeitnehmer gilt. Denn nur in besonderen AusnahmefÃ¤llen hat der Gesetzgeber
derartige Personen vom Kreis der BeschÃ¤ftigten bzw. der Versicherungspflichtigen
ausgenommen, z.B. VorstÃ¤nde von Aktiengesellschaften nach Â§ 1 Satz 4 SGB VI, 
Â§ 27 Abs. 1 Nr. 5 SGB III (zu stellvertretenden Vorstandsmitglieder von
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Aktiengesellschaften und Vorstandsmitglieder groÃ�er Versicherungsvereinen auf
Gegenseitigkeit: Â§ 94 AktG und Â§ 34 des Gesetzes Ã¼ber die Beaufsichtigung von
Versicherungsunternehmen (VAG); BSG, Urteil vom 27.3.1980 â�� 12 RAr 1/79 -, BB
1980, 1473). Dieser Vorschriften bedÃ¼rfte es nicht, wenn leitende Angestellte
oder Organe juristischer Personen bereits aufgrund ihrer Stellung im Unternehmen
nicht als BeschÃ¤ftigte anzusehen wÃ¤ren (BSG, Urt. v. 8.12.1987 â�� 7 Rar 25/86
-, USK 87170, 826).

Nach der Rechtsprechung des BSG scheidet bei einem FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit generell aus. Die frÃ¼here sogenannte "Kopf und
Seele"-Rechtsprechung, wonach ein FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer
Familiengesellschaft und ausnahmsweise auch ein Angestellter unterhalb der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerebene, der mit den Gesellschaftern familiÃ¤r verbunden ist,
ausnahmsweise als selbststÃ¤ndig angesehen worden ist, wenn er faktisch wie ein
Alleininhaber die GeschÃ¤fte der Gesellschaft nach eigenem GutdÃ¼nken fÃ¼hren
konnte und gefÃ¼hrt hat, ohne dass ihn die Gesellschafter daran hinderten, hat das
BSG ausdrÃ¼cklich aufgegeben. Die MaÃ�geblichkeit des rein faktischen, nicht
rechtlich gebundenen und daher jederzeit Ã¤nderbaren Verhaltens der Beteiligten
ist mit dem Erfordernis der Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und
beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde nicht zu vereinbaren. Eine "SchÃ¶nwetter-
SelbststÃ¤ndigkeit" lediglich in harmonischen Zeiten, wÃ¤hrend im Fall eines
ZerwÃ¼rfnisses die rechtlich bestehende Weisungsgebundenheit zum Tragen
kÃ¤me, ist nicht anzuerkennen (BSG Urteil vom 14.03.2018 â�� B 12 KR 13/17 R
â�� m.w.N., juris Nr. 20).

Hiervon ausgehend stellt der Senat fest, dass die im streitigen Zeitraum vom
01.04.2016 bis 24.08.2016 vom KlÃ¤ger zu 2 fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 1 ausgeÃ¼bte
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit in abhÃ¤ngiger BeschÃ¤ftigung erfolgte.

Nach dem Gesellschaftsvertrag der KlÃ¤gerin zu 1 sowie dem Vorbringen der
KlÃ¤ger ist festzustellen, dass der KlÃ¤ger zu 2 im streitigen Zeitraum nicht
Gesellschafter der KlÃ¤gerin zu 1, sondern dass S. alleiniger Gesellschafter der
KlÃ¤gerin zu 1 war, mithin der KlÃ¤ger zu 2 als FremdgeschÃ¤ftsfÃ¼hrer fÃ¼r die
KlÃ¤gerin zu 1 tÃ¤tig war. Der Unterbeteiligungsvertrag vom 31.03.2016
rechtfertigt keine andere Bewertung. Zwar ist nach dieser Vereinbarung
insbesondere der Unterbeteiligte (KlÃ¤ger zu 2) so gestellt, als hielte dieser in
HÃ¶he seines Unterbeteiligtenanteils einen GeschÃ¤ftsanteil unmittelbar an der
GmbH (Â§ 1 Abs. 1). Die Ã�bertragung von GeschÃ¤ftsanteilen, die nicht den
Formerfordernissen des Â§ 15 Absatz 3 GmbHG entspricht, wie dies vorliegend der
Fall ist, ist jedoch nicht erfolgt und machen den KlÃ¤ger zu 2 damit nicht zum
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin zu 1. Nach dem
Unterbeteiligungsvertrag (Â§ 1 Abs. 1) vom 31.03.2016 ist der KlÃ¤ger zu 2 nur im
InnenverhÃ¤ltnis der Gesellschaft bÃ¼rgerlichen Rechts so gestellt, als hielte er
einen GeschÃ¤ftsanteil unmittelbar an der KlÃ¤gerin zu 2. Entgegen der Ansicht der
KlÃ¤gerin war die Gesellschaft bÃ¼rgerlichen Rechts auch nicht alleinige
Gesellschafterin der KlÃ¤gerin zu 1, da ihr die Gesellschaftsanteile des S. nicht
wirksam Ã¼bertragen worden sind.
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Die Regelungen im GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag vom 31.03.2016, mit der der
KlÃ¤ger zu 2 mit Wirkung ab 01.04.2016 zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin zu 1
bestellt wurde, sprechen â�� entgegen der EinschÃ¤tzung der KlÃ¤ger â�� weit
Ã¼berwiegend fÃ¼r eine abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers zu 2. So wurde
insbesondere zur VergÃ¼tung der gesamten TÃ¤tigkeit eine VergÃ¼tung i.H.v.
36.000 EUR brutto jÃ¤hrlich, vereinbart (Â§ 3 Abs. 1). Weiter ist im Falle der
Erkrankung oder sonstiger unverschuldeter Dienstverhinderung die Fortzahlung der
festen BezÃ¼ge fÃ¼r die Dauer von 6 Wochen vereinbart (Â§ 5 Abs. 1). Zudem hat
der KlÃ¤ger zu 2 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zu beachten, welche GeschÃ¤fte gemÃ¤Ã�
Satzung, GeschÃ¤ftsordnung fÃ¼r die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung, Beschluss und/oder
entsprechend der Weisung der Gesellschafter als zustimmungspflichtig bezeichnet
sind und er hat die entsprechende Zustimmung vorab einzuholen (Â§ 6 Abs. 1). Der
KlÃ¤ger zu 2 ist als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer zwar nicht an die Einhaltung bestimmter
Zeiten zur Erbringung seiner TÃ¤tigkeit gebunden, hat aber grundsÃ¤tzlich
mindestens zu den betriebsÃ¼blichen Arbeitszeiten tÃ¤tig und im Betrieb
anwesend zu sein, soweit er nicht Dienstreisen oder Ã�hnliches wahrnimmt und ist
verpflichtet, jederzeit, auch an Samstagen, Sonn- und Feiertagen, fÃ¼r die
Gesellschaft tÃ¤tig zu werden, sofern und soweit dies die geschÃ¤ftlichen Belange
der Gesellschaft erfordern (Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 und 3). AuÃ�erdem hat er als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer jÃ¤hrlich einen Anspruch auf bezahlten Erholungsurlaub von 28
Werktagen. Bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs sind die
geschÃ¤ftsmÃ¤Ã�igen Belange der Gesellschaft zu berÃ¼cksichtigen. Lage und
Dauer des Urlaubs ist zudem mit einer von der Gesellschaft zu benennenden Person
abzustimmen und er hat der Gesellschaft mitzuteilen, wie er im Urlaub jeweils
kurzfristig erreichbar war (Â§ 9 Abs. 1). Dem entsprechen auch die im
Gesellschaftsvertrag der KlÃ¤gerin zu 1 zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer getroffenen
Regelungen. Danach ist der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer insbesondere verpflichtet, die
GeschÃ¤fte der Gesellschaft in Ã�bereinstimmung mit dem Gesetz, diesem
Gesellschaftsvertrag in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung, sowie den BeschlÃ¼ssen der
Gesellschaft zu fÃ¼hren (Â§ 8 Absatz 1). Diese Vereinbarungen sprechen deutlich
dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger zu 2 einem nach Zeit, Dauer, Ort und Art der
AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht der KlÃ¤gerin zu 1 unterliegt und damit
in deren Betrieb eingegliedert ist. HierfÃ¼r spricht auÃ�erdem, dass der KlÃ¤ger zu
2 fÃ¼r die Ã�bernahme einer entgeltlichen oder unentgeltlichen NebentÃ¤tigkeit
der vorherigen Zustimmung der Gesellschafter bedarf, es sei denn, die
NebentÃ¤tigkeit steht im Widerspruch zu den Interessen der Gesellschaft und dass
er Ã�mter in Aufsichtsorganen anderer Gesellschaften nur nach vorheriger
schriftlicher Zustimmung der Gesellschaft Ã¼bernehmen (Â§ 7 Abs. 2) darf.
AuÃ�erdem hat er auf Verlangen der Gesellschaft â�� insbesondere bei Beendigung
des DienstverhÃ¤ltnisses, aber auch bei lÃ¤ngerer Abwesenheit vom Unternehmen
wie im Falle von KÃ¼ndigungen, Freistellung oder Ã�hnlichem â�� sÃ¤mtliche
Unterlagen, Urkunden, Aufzeichnungen, Notizen, EntwÃ¼rfe oder hiervon gefertigte
Durchschriften oder Kopien, gleichgÃ¼ltig auf welchem DatentrÃ¤ger, an die
Gesellschaft zurÃ¼ckzugeben, bei Beendigung des DienstverhÃ¤ltnisses
unaufgefordert (Â§ 13 Abs. 1). Der Gesichtspunkt, dass hinsichtlich der Entlohnung
eine zusÃ¤tzliche Tantieme i.H.v. 35 % des von ihm persÃ¶nlich entwickelten
Umsatzes, erhÃ¶ht fÃ¼r von ihm persÃ¶nlich der Gesellschaft zugefÃ¼hrten
Kunden um 20 % Punkte des von ihm persÃ¶nlich abgewickelten Umsatzes
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vereinbart ist, mit monatlicher Vorschusszahlung i.H.v. 1.500 EUR rechtfertigt fÃ¼r
sich nicht, von einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers zu 2 als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer auszugehen. Entgegen der Ansicht der KlÃ¤ger ist damit
insbesondere ein Unternehmerrisiko des KlÃ¤gers zu 2 nicht verbunden. Soweit der
KlÃ¤ger zu 2 geltend macht, durch entgangene Tantiemen geringeren Verdienst zu
haben, liegt darin kein Unternehmerrisiko. Er trÃ¤gt vielmehr nur ein
Einkommensrisiko wie dies auch jeder abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigte tragen muss.
AuÃ�erdem ist nicht ersichtlich, dass die KlÃ¤gerin zu 1 von der im
Gesellschaftsvertrag vorgesehen MÃ¶glichkeit, den KlÃ¤ger zu 2 vom von der
BeschrÃ¤nkung des Â§ 181 BGB zu befreien, Gebrauch gemacht hat, wie der
KlÃ¤ger zu 2 geltend macht. DafÃ¼r, dass der geschlossene
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerdienstvertrag nicht auch gelebt worden war, ist nichts ersichtlich
und wird von den KlÃ¤gern auch nicht substantiiert geltend gemacht, weshalb sich
der Senat nicht veranlasst sieht, den Sachverhalt hierzu auszuforschen. Dass der
KlÃ¤ger zu 2 die MÃ¶glichkeit der freien Gestaltung der Arbeitszeit, der freien Wahl
seines Arbeitsortes hat und keinem Weisungsrecht und Direktionsrecht der
Gesellschaft unterliegt, keine Eingliederung in die Arbeitsorganisation vorhanden ist
und seine Leistung auf dem Markt unternehmerisch, d.h. gegenÃ¼ber mehreren
Auftraggebern anzubieten vermag, wie er geltend macht, kann danach nicht
festgestellt werden.

Der Senat kann auch nicht feststellen, dass der KlÃ¤ger zu 2 aufgrund einer im
Gesellschaftsrecht fuÃ�enden Rechtsmacht in der Lage war, Weisungen an sich und
insbesondere auch die eigene Abberufung zu verhindern. Der
Unterbeteiligungsvertrag vom 31.03.2016 rechtfertigt â�� entgegen der Ansicht der
KlÃ¤ger â�� eine solche Feststellung im streitigen Zeitraum nicht.

Zwar ist nach den getroffenen Vereinbarungen, insbesondere dass Entscheidungen
in der Gesellschafterversammlung der Innengesellschaft ausschlieÃ�lich einstimmig
geschlossen werden, erzielen die Vertragsparteien keine Einigung, trifft der
Hauptbeteiligte in der Gesellschafterversammlung der GmbH keinen Beschluss (Â§
9 Abs. 3), der KlÃ¤ger zu 2 in der Lage, in der Innengesellschaft ihm unliebsame
BeschlÃ¼sse der Gesellschafterversammlung der KlÃ¤gerin zu 1 zu beeinflussen,
worauf er sein Begehren stÃ¼rzt. Nach der Rechtsprechung des BSG muss jedoch
die fÃ¼r die Annahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit notwendige Rechtsmacht,
die den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer in die Lage versetzt, die Geschicke der Gesellschaft
bestimmen oder zumindest ihm nicht genehme Weisungen der
Gesellschafterversammlung verhindern zu kÃ¶nnen, gesellschaftsrechtlich
eingerÃ¤umt sein. AuÃ�erhalb des Gesellschaftsvertrags (Satzung) bestehende
wirtschaftliche Verflechtungen (vgl. hierzu BSG Urteil vom 29.7.2015 â�� B 12 KR
23/13 R â�� BSGE 119, 216 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 24, RdNr 27; BSG Urteil vom
29.8.2012 â�� B 12 KR 25/10 R â�� BSGE 111, 257 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 17, RdNr
26; BSG Urteil vom 29.8.2012 â�� B 12 R 14/10 R â�� Juris RdNr 30),
Stimmbindungsabreden (vgl. hierzu BSG Urteil vom 11.11.2015 â�� B 12 KR 13/14
R â�� BSGE 120, 59 = SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 26, RdNr 25) oder Veto-Rechte (vgl.
hierzu BSG Urteil vom 11.11.2015 â�� B 12 KR 10/14 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 28
RdNr 26) zwischen einem (Gesellschafter-)GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer sowie anderen
Gesellschaftern und/oder der GmbH sind dagegen nicht zu berÃ¼cksichtigen. Sie
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vermÃ¶gen die sich aus dem Gesellschaftsvertrag ergebenden
RechtsmachtverhÃ¤ltnisse nicht mit sozialversicherungsrechtlicher Wirkung zu
verschieben. UnabhÃ¤ngig von ihrer KÃ¼ndbarkeit genÃ¼gen die das
Stimmverhalten regelnden Vereinbarungen nicht dem Grundsatz der
Vorhersehbarkeit sozialversicherungs- und beitragsrechtlicher TatbestÃ¤nde. Im
Interesse sowohl der Versicherten als auch der VersicherungstrÃ¤ger ist die Frage
der (fehlenden) Versicherungspflicht wegen SelbststÃ¤ndigkeit oder abhÃ¤ngiger
BeschÃ¤ftigung schon zu Beginn der TÃ¤tigkeit zu klÃ¤ren, weil es darauf nicht nur
fÃ¼r die Entrichtung der BeitrÃ¤ge, sondern auch fÃ¼r die Leistungspflichten der
SozialversicherungstrÃ¤ger und die LeistungsansprÃ¼che des Betroffenen
ankommt (BSG Urteil vom 11.11.2015 â�� B 12 KR 13/14 R â�� BSGE 120, 59 =
SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 26, RdNr 27 m.w.N; vgl. zum Vorstehenden auch BSG, Urteil
vom 14.03.2018 â�� B 12 KR 13/17 R -, juris Nr. 22).

Die allein aus dem Unterbeteiligungsvertrag dem KlÃ¤ger zu 2 resultierende
MÃ¶glichkeit, ihm unliebsame BeschlÃ¼sse der Gesellschafterversammlung der
KlÃ¤gerin zu 1 verhindern zu kÃ¶nnen, ist ihm lediglich auÃ�erhalb des
Gesellschaftsvertrags (Satzung) der KlÃ¤gerin zu 1 eingerÃ¤umt, wie das SG in den
EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Urteils zutreffend ausgefÃ¼hrt hat,
worauf der Senat nach eigener PrÃ¼fung zur BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung
Bezug nimmt. Hiervon geht auch der Unterbeteiligungsvertrag selbst aus, wonach
der intern beteiligte KlÃ¤ger zu 2 lediglich im InnenverhÃ¤ltnis so gestellt wird, als
habe er einen GeschÃ¤ftsanteil unmittelbar an der GmbH (Â§ 1 Absatz 1) und
Rechtsbeziehungen zwischen dem Unterbeteiligten und der Hauptgesellschaft sowie
deren GeschÃ¤ftspartnern nicht begrÃ¼ndet werden (Â§ 1 Absatz 4). Die im
InnenverhÃ¤ltnis begrÃ¼ndeten Rechtsbeziehungen sind nach der genannten
Rechtsprechung des BSG aber nicht zu berÃ¼cksichtigen. S. war wÃ¤hrend des
vorliegend streitigen Zeitraums Alleingesellschafter der KlÃ¤gerin zu 1. S. hatte
damit den beherrschenden Einfluss auf die KlÃ¤gerin zu 1 und konnte
dementsprechend auf Grund seiner gesellschaftsrechtlichen Befugnisse zum
KlÃ¤ger zu 2 Weisungen in der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung erteilen. Unerheblich ist dabei,
ob S. von der ihm gesellschaftsrechtlich erÃ¶ffneten Weisungsbefugnis Gebrauch
gemacht hat. Die Bestellung des KlÃ¤gers zu 2 zum GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer ist weiter
gemÃ¤Ã� Â§ 38 Absatz 1 GmbHG â�� unbeschadet von
EntschÃ¤digungsansprÃ¼chen aus bestehenden VertrÃ¤gen â�� zu jeder Zeit
widerruflich. Ein vertragswidriges Verhalten des Alleingesellschafters S. lÃ¤ge, da
lediglich des in Â§ 38 Absatz 1 GmbHG ausdrÃ¼cklich eingerÃ¤umte Recht
ausgeÃ¼bt wird, gesellschaftsrechtlich nicht vor. Ob die Erteilung von Weisungen
oder der Widerruf der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerbestellung einen VerstoÃ� gegen den
Unterbeteiligungsvertrag dargestellt hÃ¤tte und welche Konsequenzen hieraus zu
ziehen wÃ¤ren, wÃ¤re ausschlieÃ�lich im schuldrechtlichen VerhÃ¤ltnis der GbR
und damit auÃ�erhalb des Gesellschaftsvertrags (Satzung) von Bedeutung. S. war
damit aufgrund seiner gesellschaftsrechtlichen Befugnisse in der Lage, dem KlÃ¤ger
zu 2 Weisungen zu erteilen.

Insgesamt Ã¼berwiegen damit diejenigen UmstÃ¤nde, die fÃ¼r eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers zu 2 im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum vom
01.04.2016 bis zum 24.08.2016 sprechen, deutlich gegenÃ¼ber denjenigen, die auf
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eine selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit schlieÃ�en lassen. Die streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheide sowie das angefochtene Urteil des SG sind somit nicht zu beanstanden.
Dem entspricht auch das Verhalten der KlÃ¤ger, durch notariell beurkundete
Ã�nderung der Satzung der KlÃ¤gerin zu 1 in Â§ 11 Ziffer 2
(GesellschafterbeschlÃ¼sse) dahin abzuÃ¤ndern, dass alle BeschlussgegenstÃ¤nde
der Gesellschafterversammlung der Einstimmigkeit bedÃ¼rfen und dass der
KlÃ¤ger zu 2 einen GeschÃ¤ftsanteil an der Gesellschaft erworben hat, die mit der
Eintragung ins Handelsregister am 25.08.2016 wirksam wurden. Im Hinblick hierauf
hob die Beklagte mit Bescheiden vom 05.01.2017 (den KlÃ¤gern zu 1 und 2
Ã¼bersandt) die Bescheide vom 09.09.2016 fÃ¼r die Zeit ab 25.08.2016 auf und
stellte fest, dass die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers zu 2 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer seit dem
25.08.2016 bei der KlÃ¤gerin zu 1 nicht im Rahmen eines abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses im Sinne der Sozialversicherung ausgeÃ¼bt wird.

Die Berufungen der KlÃ¤ger zu 1 und 2 waren daher zurÃ¼ckzuweisen.

Da die KlÃ¤ger zu 1 und 2 in ihrer Eigenschaft als KlÃ¤ger am Rechtsstreit beteiligt
sind und das Urteil gegen beide KlÃ¤ger Bindungswirkung entfaltet, war ihre
ansonsten (notwendige) Beiladung nach Â§ 72 Absatz 2 SGG nicht erforderlich. Es
kommt aufgrund der Bindungswirkung des Urteils auch fÃ¼r den KlÃ¤ger zu 2 nicht
darauf an, ob er Widerspruch gegen den streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid erhoben
hat, sowie, dass die Beklagte einen Widerspruchsbescheid nur hinsichtlich des
Widerspruches der KlÃ¤gerin zu 1 erlassen hat und ob deshalb die Klage des
KlÃ¤gers zu 2 mangels Vorverfahren als unzulÃ¤ssig zu bewerten wÃ¤re.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Zwar gehÃ¶rt nur der KlÃ¤ger zu 2
und nicht die KlÃ¤gerin zu 1 zum kostenprivilegierten Personenkreis nach Â§ 183
SGG, jedoch sind einheitliche Kostenentscheidungen auch bei
Statusentscheidungen zu treffen, bei denen sowohl der nach Â§ 183 SGG
privilegierte Arbeitnehmer als auch der Arbeitgeber wegen Feststellung der
Versicherungspflicht klagt. Auch hier handelt es sich um einen gemeinsamen
Streitgegenstand, Ã¼ber den vorliegend identische Bescheide gegenÃ¼ber den
Beteiligten erlassen worden sind (vgl. auch BayLSG, Urteil vom 06.12.2017, L 6 R
70/15, juris).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor. Dass die von den
KlÃ¤gern geÃ¤uÃ�erte Rechtsauffassung, insbesondere zur "Unterbeteiligung",
Rechtsfragen aufwirft, die sich nicht auf der Grundlage der einschlÃ¤gigen
Rechtsprechung des BSG beantworten lassen, ist nicht ersichtlich. Die dargestellte
Rechtsprechung des BSG lÃ¤sst keine klÃ¤rungsbedÃ¼rftige Frage offen. Eine
KlÃ¤rungsbedÃ¼rftigkeit wird von den KlÃ¤gern auch nicht ausreichend dargelegt.
Allein der Beschluss des BSG vom 22.03.2018 â�� B 12 KR 78/17 B -, juris,
rechtfertigt entgegen der Ansicht der KlÃ¤ger die Zulassung der Revision nicht. Der
Senat erachtet vielmehr die vorliegend entscheidungsrelevanten Rechtsfragen
durch das BSG fÃ¼r geklÃ¤rt.
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